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meinderathat am16Maf1924die ErrichtungeinerKrankenpfleg
zurHeranbildungdiplåmierterKrankenpfiegerinnenbeschlossenlieSchu
le wurdeam23. Okteber1924mit dreissig SchülerinnenimKrankschaus
derStadtWieninLainzeröffestNunmehrsoilam1Oktober1925sin
neuerJahrgangder dreijährigenSchulebeginnenDieserneueJahrgang
ird fünfzigSchülerinnenumfassenAlsSchülerinnenderKrankenpflege

SchulekönnennurPersonenamgenommenwerden,dieöstarreichischeBun¬
desbürger sind ,das achzehnte Kebensjahr vollendet haben ,einenunbeschol
tenenLebenswandelnachweisenkönnenundbei denendie körperlicheEig¬
nungfür denKrankenpflegeberufdurchdas städtischeGesundheitsamt
festgestellt wordenist .Bedingungist ferner die erfolgreicheAbsol¬
vierungzumindesteiner dreiklassigen BürgerschuleBevorzugtwerden
Bewerberinnen,die überdieseine Haushaltungsschulebesuchthabenoder
einehöhereSchulbildungbesitzen .EinUnterrichtsgeldwirdnichteinge
heben .DieSchülerinnenwerdenwährenddesganzenLehrgangesimInternat
unentgeltlich beherbergt und verköstigt ,sie erhalten Dienstkleiderund
ein Taschengeld von zwanzig Schilling im ersten ,von fünfzig Schilling

im zweiten und von siebzig Schilling im dritten Jahr ,DieAufnahmsgesu¬
suche sind bis längstens 15 ,September an die Leitung der Krankenpflege

szhule der Stadt Wien ,XIII ,Wikersbergenstrasse 1 ,versehen miteinem

Zweitausendkronenstempel ,zurichten.
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WIENERGEMEINDERAT
als

LANDTAG .
Sitzungvom17 .Juli1925.

Präsident Dr .Dannebergeröffent um4 Uhrnachmittags
dieSitzung .

St . R.Speiserberichtet übereinige Abänderungender
Verfassungder BundeshauptstadtWien .DieseAbänderungensinddurch
die imNationalrategesternin AngriffgenommeneBeratungderVer-¬
waltungsreform notwendig geworden ,da die Im Nationalrat in Ver - ¬

handlungstehendenVerwaltungsverfahrensgesetzeBestimmungenent-¬
halten ,dieauchaufdenInstanzenzugEinflusshaben .NachdemEnt-¬
wurfewird demBürgermeisterals Fandeshauptmanngegenüberdem
als politische Pezirksbehörde entscheidenden Magistrat die Stel - ¬
lung einer zweitenInstanz in denFällen zukommen,in denendienach
Artikel11desBundesverfassungsgesetzesergehendenBundesgesetze
der im Instanzenzugübergeordnetenoder der sachlich inBetracht

kommendenOberbehördeeine entgiltige Entscheidungübertragenoder

den Instanzenzug an das Bundesministeriumausschliessen ,desglei - ¬
chen im Verfahren betreffend die Abänderung und Behebung vonBe- ¬
scheiden ,die Wiederaufnahme ,die Wiedereinsetzungin denvorigen
Standunddie EntscheidungspflichteAusdieserAenderungergeben
sichnochmehrereabänderndegesetzlicheBestimmungenüberdenIn
stanzenzugzumBeispielin Fällen ,in denender Instanzenzugbeim

endet . . W.Lande
WichtigistdieAbänderungderdienstrechtlichenStel-¬

lungdesKontrollamtsdirsktors,derin ZukunftüberVorschlagdes
BürbermeistersvomGemeinderateauffünfJahrebestelltwerden
soll . DemKontrollamtesollauchdie Möglichkeitgegebenwerden,
wennesmiteinerBeanständungoderAnregungnichtdurchdringt ,
die Angelegenheit demFinanzausschuss zur Entscheidungvorzule - ¬

gen . St .R .Kunschak( chs .soz . )bemerkt,dassseinePartei
wohlmitdenvorgeschlagenenAenderungenderVerfassungderBun-¬
deshauptstadtWieneinverstandensei ,womitabernochnichtge-¬
sagt ist ,dassseinePartei auchmitdemZustandederVerwaltung,
wieer gegenwärtigist ,einverstandensei .DieunleidlichenVer¬
hältnisse haben hier mit demäugenblicke Bekonnen ,als Wienvom

flachenLandegetrenntwurde .Vorallemist es eine misslicheEr¬
scheinung ,dass schon der Gemeinderatals Landtag sich selbst als
Verwalter der Stadt Wienübergeordnet ist ,denn sonst hat die Lan- ¬

desregierungüberalldenCharaktereinerkontrollierenden,einer
bestätigenden oder auch einer verhindernden Funktion .Hieraber

bestätigt sich ein und dieselbe Körperschaft ihre eigenenBeschlüs
se . AberauchderleitendeBeamtedesMagistrates,alsoderpoli¬
tisdenBehördeI .Instanz,hatgleichzeitigdieFunktionender
übergeordnetenLandesregierungzu erfüllen ,derMagistratsdirektor
beaufsichtigt und korrigiert sich selbst und derLandeshauptmann

ist in einer Personder ÜbergeordnetedesBürgermeisters.

DerRednerbegrüsstes ,dassesseinerParteigelungen
ist ,imAusschusseVerbesserungendieser' erfassungsreformdurch¬
zusetzen .SolcheVerbesserungenwarendie geänderteStellungdes
Kontrollamtsdirektors,sowiedieBestimmung,dassdieOrgane,die
an Entscheidungenin der I .Instanzmitgearbeitethaben ,ander
ErledigungdesRekursesnichtmehrmitarbeitendürfen .(Beifall)

St . R.Speiserbetontin seinemSchlusswort,dasssich
die Verfassungbisherbewährthat ,undgibt der HoffnungAusdruck,
dassdie vorgeschlagenenAenderungenauchweiterhinzueiner
günstigenBeurteilungderVerfassungAnlassgebenwerden.(Peifall

St . R.Rummelhardt (chr . soz . ) :Dazumüssennochmehr

Aenderungenvorgenommenwerden.
DieGesetzesvorlagewirdsodannin ersterundzweiter

Lesung mit der verfassunsmässig erforderlichen Mehrheit der Stim - ¬

menangenommen ,
. R.Täubler( soz .dem. ) legtdieRechnungsabschlüssedes

WienerFortbildungsschulfondsfürdasVerwaltungsjahr1920/21,das
zweiteHalbjahr1921undfürdieVerwaltungsjahre1922und1923vor.
DassovieleRechnungsabschlüssezusammenkommenkonnten,erklärtsich
ausderTatsache,dasssichimKriegeundindenerstenNachkriegsjah¬
ren gewaltigeRückständeergebenhaben ,die erst jetzt aufgearbeitet
werdenkonnten .In denPären1920 ,1921und1922 ,dasist in denJahren
derInflation,konnfennurwenigeAnschaffungengemachtwerden.ImJahre
1922musstederFortbildungsschulratsogarzweimalNachtragsvoran-
sclägevorlegenundzweimaldieUmlagenerhöhen.ErstdasJahr1923
zeigteinruhigeresBildeImJahre1923flossenauchdieUmlagenein ,
diefür dasJahr1922ausgeschriebenwaren .DieserUmstandbrachtees
vor allem/auchmit sich ,dasswir imJahre1923einengrossen"ehreinganghaben,
derzumTeilindenNotvorratundzumTeilindenBaufondskam.Die

JeberschüsseausdenJahren1923sindaberauchaufdiesparsameWirt-¬
schaftdesFortbildungsschulrateszurückzuführen.DieRechnungsabschlüsse

wurdenvomKontrollamtüberprüftundrichtig befunden(Geifall ) .
. R.Panosch( chr. soz. )beklagtes ,dassdieGewerbetreiben-¬

den ,diedieHauptzahlersind ,einensogeringerEinflussaufdieGe¬
schäftsführungdesFortbildungsschulgeteshaben.DieGebahrungdesFort-¬
bildungsschulrztesmussals leichtfertigbezeichnetwerden.Daszeigt
sichschonbei denSitzungen .In dieSitzungenkommenoft kleinere ,un¬
bedeitendereGeschäftsstücke ,währendwichtigeGescäftsstückepräsi¬
dial erledigt werden .Sosind zumBeispiel in einerSitzungachtGe¬
schäftsstückezurBehandlunggekommen,während34Geschäftsstückeschon
präsidialerledigtwordensind .Undsoähnlichist dasBildinjeder
Sitzung .ImJahre1923wurdenin demVoranschlagfüreineDachrepara¬
tur 300Milliamemeingesetzt ,dieReparaturwurdeabernichtausges
führt ,ImnächstenJahrwurdenneuerlich300Millioneneingesetzt ,die
DachreparaturwurdeabervonMonatzuMonatverschobenundichweiss
nicht ,obsiebisheuteschondurchgeführtist .DieGewerbetzeibende
sindgewissfüreineAusgestaltungderLehrlingsfürsorge .Wirsind
auchdafür ,dassFürsorgeeinrichtungengeschaffen,dassdieLehrlinge
Schwimmenund Turnenlernen ,dass die Musikgepflegt wird .Aberwir
verlangen,dassdieOppositiondennötigenEinflussgewinnt.DieVer-¬
waltungdarf nicht rein parteimässig geführt werden ,wie es jetzt der
Fall ist .Esgehtnichtan ,dasswährendderUnterrichtszeitVersammlun
gen im Fortbildungsschulratsgebäude abgehalten werden ,diekeinen
anderenZweckhabengals die Fehrlingezu verhetzen .Klagezuführen

über
ist auchdieAnstellungdesFersonals.DiePostenwerdennichtaus-¬
geschrieben,sonderneswirdmitderBesetzunggewartet,biseingeeig-¬
ReterParteimanngefundennist .Voreiniger Zeit hat mansogarei - ¬
nenMannausdemAuslandBeholt .DieBesetzungderStelledesAmts.
direktors will ich besonderserwähnen .Es ruft Erbitterungunter

dterAngestelltendesFortbildungsschulrateshervor,wennjungePer-¬zogen werden ,die nochdazuvon aussenkommen.



L DerRednerbesprichtdanndasFortbildungsschulgesetz .
EinigeParagraphediesesGesetzeserheischendringendeineAbänderung
soderParagraph,dervondenNotvorratunddemBau -undEinrichtungs¬
fondshandelt .AuchdieGewerbetreibendensindfürAnschaffungen,aber
dasTempoindemdieseAnschaffungenerfolken ,ist manchmalunheim¬lich . DerFortbildungsschulrathatungeheureMehreinnahmen,dieaber
nichtzurBestreitungderAuslagendesfolgendenJahresverwendet
werden. DieGewerbetreibendenmüssendengrüsstenTeilderKosten
aufbringen;dabeisindsie ohnehinschonmitSteuernüberlastet.
AuchdieParagraphediediePflicht/demLehrlingsunddesLehrherrn
betreffen ,müsstenabgeändertwerden.EsgibtjungeMenschen,die
in ihrerjugendlichenUnerfahrenheitundUnwissenheitihrerAus¬
bildungnichtdennötigenErnstentgegenbringen,Hasolgewisse
Zwangsmittelangewendetwerden. DemLehrherrnwerdenaberdie
grösstenStrafenangedrohtunddochistderLehrherrindenmeisten
Fällennichtschuld,wennderLehrlingseinenSchulverpflichtungen
nichtnachmommteSchliesslichmussauchdie Bestimmungüberdie
ZusammensetzungdesFortbildungsschulrateseineAenderungerfah¬
ren .SchonnachdemGesetzmüssendieGewerbetreibenden54Prozent
derKostenaufbringen.AberauchvondemPetrag ,dendieGemeinde
Wienbeisteuertrührt ein grosserTeil vondenGewerbetreibendenmit

her ,sodassmandieLeistungderGewerbetreibenden75bis80
Prozentannehmenkann .DiesemgrossenPeitragentsprechendmuss
auchderEinflusssein ,derdenGewerbetreibendeneinzuräumenist ,

Schliesslich verlangt der Rednerdie Schaffungund
denAusbauvonLehrwerkstätten ,die für dieLehrlingsausbildung
besondersimKunstgewerbevongrosserBedeutungsind ,undeine
Aenderungder Geschäftsordnung ,die der Oppositionesermöglicht
entsprechendmitzuarbeiten .Dajetzt die Verwaltungderart ist ,
dass sich die Minderheit mit ihr nicht einverstanden erklären
kann ,ist dieOppositionauchnichtin derLagefür dieRech¬
nungsabschlüssezu stimmen .(Beifall ) .

St .R .Rummelhardt( chr . soz . ) ;DasFortbildungsschul - ¬

gesetz ist durcheinenMissbrauchdes seinerzeitigenpolitischen
Machtverhältnisseszustandegekommen,dennes schaltet inbrutals-¬
ter WeisegeradedieGewerbetreibenden ,welchediegrösstenBei-¬
träge leisten ,vonder Einflussnahmeaus .Interessantist dabei ,
dass auchder Vert reter des Unterrichtsministeriumssichnicht
entblödet ,in allen entscheidendenFragenmitdersozialdemokra -¬
tischenMehrheitzustimmen .SeineAufgabeist aber ,dortdenMi-¬
nister zu vertreten ,nicht aber parteipolitisch zu wirken .( Zustim¬
mung). UeberdenBaudesneuenFortbildungsschulsgebäudeshabeich
mitErstaunengelesen,wiediesoarbeiterfreundlicheGemeinde
Wienbeziehungsweiseihre Mehrheitim Fortbildungsschulratals
Schöpferin dieses Bauesgepriesen wird .In Wirklichkeit aberzahlt
die GeheindeWienfür dieses GebäudekeinenGroschen .Würdesie
ihre Pflicht diesemBaugegenübererfüllen ,so müsstedieden
gleichenBetragwiedieGewerbetreibendenin denUmlagenbazah-¬
len ,dassheisst die GemeindeWienhätte 45ProzentauchzumBau¬
fondsbeizutragen .DassdieGemeindeWiendenGrundimErbbau-¬

rechthergibt ,hat keineBedeutung,dennfür dasalteGebäude
hatdieseinerzeitigeGemeinevørtretungdenGrundhergeschenkt,
Es geht auch nicht an ,dass auch bei diesem Baue lediglich die
heutelebendeGeneration,dieschweruntereinerWirtschaftskrise
leidet ,zurTragungdergesamtenBaukosteneinesebäudesheran-¬
gezogen wird ,das auf Jahrzehnte berechnet ist .

Esist auchein unerträglicherZustand ,dassderObmann¬
Stellvertreter ,derdieGeschäfteführt ,zugleichderAmtsdirek-¬
tor des Fortbildungsschulratesist .DerObmannStellvertreter ge- ¬
nehmigtauf diese Weisedie Anträge ,die er sich selbst insei¬
ner Eigenschaftals Amtsdirektorgestellt hat .Ein solchesSystem
ist weit von Demokratieentfernt ,es bedeutet eine Auto ratie ,die
schon an Zäsarenwahnsinn grenzt .Der ObmannStellvertreter beklei¬
det ein Ehrenamt ,der Amtsdirektor ist ein Beamter ,derdiszi - ¬

plinärdemObmannStellvertreterunterstehenwürde.DieVereini-¬
gungdieser Stellen in einer Personist also geradezukorrupt .
Bisher sind ja Korruptionsfälle nicht vorgekommen ,aber schonin
demSystemliegt eine Korruption .DiesesSystemfürht auchzu
merkwürdigenZuständenbei der Anstellungder Beamten .Soist
vonder GemeindeWienein BuchhaltungsbeamterzumDirektor ,der
schonseit vielen JahrenimFortbildungsschulrstetätigenBuch¬
haltungsbeamtenbestelltworden,obwohler indieGeschäftedes
Fortbildungsschulrates keinen Einblick haben kann .AuchzuLeitern

Leute mit ganzkur¬der gewerblichenSchulenwerden
zer Dienstzeitbestellt . Aberauchin dengewerblichenSchulen
selbst herrschenunhaltbareZustände ,welchedieseSchulenzu
Brutstätten ,nicht der sozialdemokratischen ,sondern direkt der
bolschewikisch-anarchistischenBestrebungenmachen.Warum?Weil
die Lehrernichtdie nötigeAutoritäthabenkönnen ,weilesdie
Peitungdirekthabenwill ,dasseitensderLehrerjedepolitische
Agationin denSchulengeduldetwerde .DieRechnungsabschlüsse
desFortbildungsschulratessindfür unsunannehmbar,solange
solcheZuständeherrschen.

. R.Beisser( soz .dem. )stellt fest ,dassandem
unregelmässigenSchulbesuchderLehrlingein derMehrzahlder
FälledieLehrherrenselberschuldsind ,welchedieLehrlinge
zuangeblichdringendenArbeitenzuhausebehalten,stattsiein
die Schule zu schicken .Aberschonim eigenen Interessesollten
dieMeisterdenSchulbesuchfördern .DieKlagenüberdasLehre
lingsentschädigungsgesetzsindganzunberechtigt,dennjehöher
die Entschädigung des Lehrlings ist ,desto sicherer werdenjen
MeisterkeineLehrlingehaltenydiezurAusbildungderLehrlinge
ohnehinnichtfähigsind .Rednertritt fürdenAusbauderLehr¬
werkstättenein ,für dieaberauchdienötigenMittelbeige-¬
stellt werdenmüssen . (Beifall )DerBerichterstatterwendetsichinseinemSchluss-¬
wortein ausführlicherRedegegendievorgebrachtenBemän¬
gelungen.Ersteiltzunächstrichtig,dassder„Ausländer“,der
aufeineleitendeStelleberufenwurdeeingebürtigerNieder-¬
österreicherist ,derUnterlehrerinGmündwar,danneineStelle
inBozenerhieltundbeimUmsturzemitdenanderenSüdtirolern
italienischerStaatsbürgerwurde. AlsinBozenabgebautwer¬
densellte ,nahmminWienauf .DieVerbindungderStelle
einesObmannStellvertretersunddesAmtsdirektorsistkeiness
wegskorrupt,denndurchdieVereinigungdieserbeidenStel

lenineinerPersonerhältdiesekeineswagseinegrössereMacht-¬
vollkommenheit,danachdemGesetzedergeschäftsführendeObmann-¬
StellvertreterdieGeschäftezuführenhat,wobeiersichderHilfevonBeamtenbedienenkann.Uebrigenswäreesauch
ganzgutmöglich,dasseinAmtsdirektordesFortbildungsschulrates
zumObmann-Stellvertretergewähltwird.DieGemeindeWienträgt
auchzudenKostendesFortbildungsschulwesensweitmehrbei,als
in denRechnungsabschlüsenzumAusdruckkommt,dennsie stelltnicht



Dritter
wenigerals 90 GebäudesamtBeheizungundBeleuchtungfürdie
Fortbildungsschulenzur Verfügung .Zueiner ErhöhungderUmlagen
wirdder Fortbildungsschulratgezwungensein ,wennder Bundseinen
bisherigen Beitrag zumFortbildungsschulwesen einstellt .Wiesorg - ¬
fältig der Fortbildungsschulrat eine Ueberbesteuerung vermeidet ,
gehtschondaraushervor ,dassfür 1925überhauptnochkeineUmla¬
gen ausgeschrieben wurden ,weil manerst im SeptemberoderOkto- ¬
ber einenUeberblickdarübergewinnenwill ,welcheUmlagennötig
sein werden( Beigall ) .

DieRechnungsabschlüssewerdensodamnmit denStimmender
Mehrheitgenehmigt .

Eswirddannfür denverstorbenenGemeinderatAngelials
Ersatzmitglied des Kuratoriumsdes KriegsbeschädigtenfondsGemein¬
deratZimmerlgewählt.

St . R.BreitnerberichtetübereinigeAenderungendesGe¬
setzes über die von der Gemeinde Wien einzuhebenden Kanzleitaxen .

DiesesGesetrwurdeimDezember1923beschlossenundessollennun
einigeneuelosteneingeführtwerden.Essindalle übrigenVerwal¬
tungskörperso vorgegangen ,undauchdas Finaazministeriumhatdie -¬
se Aenderunggenehmigt.

Die Gesetzesänderungwird ohneDebattein beidenLesungen
beschlossen.

St . R.Breitnerleitet nundie VerhandlungenüberdieNo- ¬
vellierungdesGesetzesüberdieNahrungs-undGenussmittelabgabe?
ein .Er führt aus :Es ist zumdritten Mal ,dass nun dieses Gesetz
geändertwird .Dasallein zeigt schon ,dass es sich umeinGesetz
handelt ,dassvielenAnfechtungenausgesetztist - Wirmüssenaber
an diesemGesetzfesthalten .Eskanndiese Abgabenicht durchir¬
gend eine andere Steuer ersetzt werden ,sondern sie gehört mitzu
demSystemderWienerSteuern ,wiesie nachdemZusammenbrucheinge¬
führtwordensind .WirstandenvorderFrage ,obwirdasWasser,den
VerbrauchvonGas-undelektrischenLicht,dieStrassenbahnfahrten
das Wohnun ,kurzum so wie früher al e Lebensnotwendigkeiten besteu¬

ern sollten ,oder ob wir Ausgaben zu besteuern haben ,die nicht le¬

bensnotwendigsind .Dasist auchder GrundgedankediesesHesetzes.
WirbesteuerndieMenschendort ,wosieAusgabenmachen,dienicht
unbedingtzumLebengehören. DieGe¬

meindemussteneueEinnahmensichschaffenundhatdaherdenKreis
der abgabepflichtigenBetriebeerweitert .Manmusstedaherfeststel¬
len ,dasssolcheLokaleabgabepflichtigsind ,diesichvonanderen
UnternehmungendergleichenBranchedurchgewisseMerkmaleunter¬
scheiden .Dies wurdedrei Jahre so gehandhabtundnicht nur nachder
Meinungdes Magistrates ,sondern es haben auch grosseGenossen¬
schaftenunddasGremiumderWienerKaufmannschaftdabeimitgewirkt
NureineeinzigeGruppevonGewerbetreibendenhatdenVerwaltungs¬
gerichtshofangerufenunddie EntscheidungdiesesGerichtshofes
hateineSituationgeschaffen,diederKlärungbedarf.Eswurdedort
ausgesprochen ,dass bei solchen abgabepflichtigen Unternehmungen

auchetwasdabeiseinmuss ,wasnachdemallgemeinenSprachgebrauch
als Luxuszu betrachtet sei .

DiegrössteZahlderBetriebe,diefüreineEinreihungin
Betrachtkommt,ist bereitsseit JahrundTagabgabepflichtig.Alle
Rekursfristensindlängstverstrichenr könntenauchnachholen,
wasimJahre1922versäumtwurdeundeineVollzugsanweisungher¬
ausgeben,diedenPetriebdesLuxuskennzeichnet.Essollabernicht
soausschauen,alsobmanhierin irgendeinerWeisezueinerhöheren
Besteuerungkommenwolle .Daherwirdjetztkalrausgesprochen,was

BogenederLandtagwillundeswerdeneinigeAbänderungenvorgeschlagen,
die auch vomStandpunktdes Steuerträgers Verbesserungensind .Vor
allem wird die Zahl der einzureihendenBetriehe auf einDrittel
in jederBranchebeschränkt .MankönntenatürlichaucheinFünf-¬
tel nehmen,aberdannmüsstendieHöchstsätzeaufeinegrössereZahl
vonBetriebenangewendetwerden ,wasgewissauchvomStandpunktdes
Gewerbesnichtwünschenswertist .Wenngesagtwird ,dassseischon
einePesteuerungderprimitivenReinlichkeit,somussmandocher¬
widern ,dassdie grpsseMehrzahlder Betriebereinlich sind ,weiles
sichhierumeinealteTraditionhandelt .EswerdenweiterAbstufun¬
gender Steuervorgenommen,wasausdrücklichimGesetzfestgelegt
wird ,währendfrühernurderMagistratentschiedenhat .EineReihe
vonBestimmungenwurdeauf die Initiative der Minderheitaufgenom-¬
men .Sodie Möglichkeitder Abfindung ,durchdie gewisseHärtenaus¬
geglichenwerden.WeiterswerdenbeiderEinreihungundFeststellung
des Drittels auchjene Betriebemitgerechnet ,die schonvonvorne¬
hereinabgabepflichtigsind ,wodurchder KreisderSteuerpfliche
tigennochengergezogenwird .EineMeinungsverschiedenheitbesteht
nochbeidenHeurigen=undBuschenschänken,wosichdieAbgabepflicht
nichtleichtabgrenzenlässt ,Sicherlichhandeltessichhierumkei
ne Luxuslokale und auch meist nicht umeine bevorzugte Lage ,aber
da dort die Steuer zweifellos auf die Konsumentenüberwälzt wird ,
muss von diesem Standpunkt aus die Einreihung der Buschenschänken
als gerechtfertigt angesehenwerden .Werdiese Lokaleaufsuchtwird
gewissauchdie Abgabe ,die sich ja nichtals Höchstsatzauswirken
wird ,zahlenkönnen .Ausserdemwurdenochdie Bestimmungaufgenom-¬
men ,dassbinnensehhsMonatenderMagistratüberdieBeschwerden
gegendieEinreihung ,entscheidenmuss .FürdieGemeindewirdhier
keineneueEinnahmsquellegeschaffen .Wirkönnenheutenochnicht
auf Steuernverzichten ,Wirstehenmittenin einer neuenAbga-¬
benteilungundinneinerBewegung,die mit neuenAusgabenverbunden
sein wird ,Wennwir einmalzu einer UeberprüfungunsererSteiern
gelangen ,dannwerdenwir jene Steuernermässigenmüssen ,diedie

chnoProduktiontreffen .Leiderist dieserZeitpunkt/nichtgekommen.Wir
müssendaherdaraufbestehen ,dassauchdieSummenausderNahrungss
oderGenussmittelabgabeunsweiterzur Verfügungstehen .Daherbit -¬
teichdieAenderungdesGesetzeszugenehmigen.(LebhafterBeifall)St .R .Kunschak ( chr . soz . )Das Gesetz über die Nahrungs - ¬

undGenussmittelabgabeist seinemWesennacheinesderInfla
tionsgesetze ,denenbei ihrer Geburt ,der Herr Finanzreferentschon
das Sterbalied gesungenhat .Ich erinnere mich - dassdamalsfestgestell
wurde ,dassman ,sobaldsichdie Verhältnisseeinigermassenkonsoli¬
tiert hätten ,dasganteStuerbudgetüberprüfenwerde .DieSteuer ,mit
derwirunsheutewiederzubeschägtigenhaben ,ist nichtherab¬
gesetzt wordem ,sie hat imGegenteileinenAusbauerfahren .Ur¬
sprünglichwargedacht ,nurdie sogenanntenSchieberlokalezutref¬
fen .Ueberdiesen Rahmenist das Gesetzhinausgewachsen -Manhat
seither Betriebe in die Steuer eingezogen ,bei denenmanvoneinem
LuzusweddrhinsichtlichdesLokalesselbst nochhinsichtlichdes

Konsumsgesprochen werden kann .Es handelt sich hier nicht mehrum
eine Luxussteuer ,die einenübermässigenAufwandtreffen soll ,som¬
der umeine rein fiskalische Massnahme ,Heuteliegt unsdasGesetz
neuerlichvor .AufGrundeinerEntscheidungdeserwaltungsgerichts¬
hofes mussdie Steuer rechtlich gesichert werdenSoweitdieSteuer
in demursprünglichaufgsetllten Rahmenverbleibt ,habenwirheute
genausowenigdagegeneinzuwenden,wiedamals,obwohldasMilien
auch in diesen Lokalen ein anderes geworden ist ,Allerdings machen
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wirdabeidieeineEinschränkung,dassdieHeurigen-undBuschen¬
schänkenausderBestimmung,dasssie15ProtentkraftdesGesetzes
zahlenmüssen,herauskommen.Wirverlængennicht ,dasssiesteuer-¬
frei bleiben ,aber es soll ihnen die Möglichkeit geboten sein ,je

nachihrer Zeistungsfähigkeitzuzahlen .EinTeildieserHeurigen-¬
undBuschenschänkenwirdjasowiesodervollenAbgabeunterliegen,
ausdemTitel ,derLustbarkeitsabgabeheraus ;dassinddieHeurigen,
in diemangehtumnichtnurumWeinzutrinken ,sondernauchnochum
ein besonderesVergnügenan MusikundGesangzu haben .Aberesgibt
Heurige ,SAdenenmanwirklichnicht sagenkann ,dass sieLu¬
xuslokalesind .

DieSteuertrifft alsonichtalsoLuxuslokale,sondern
sie trifft auch Geschäfte ,in die mangeht ,weil manhineingehen
musseIchkenneeine ReihevonGasthäusern ,in denenArbeiterund
kleine Angestellte die ihn Mittagmahlnicht zuhauseeinnehmenkönnen
essengehen.DiesenwirdeimwirklichesBedürfnisbesteuert.

Bei der Behangkungdes vorliegendenGesetzesist esuna
rnde

daserstemalgelungen,WenigstenseinigemildeAenderungenherbei¬
zuführen.DieersteundwichtigstedieserAenderungenist die ,dass
nunin demGesetzdieAbfindungsmöglichkeitgeschaffenwird .DasGe¬
setzist immereineQuelleständiger,lästigerQuerelengewesen.Der

Finazreferenthat dasBedürfnis ,die Geschäfteröglichststrengzu
kontrollierenunddieBeamtenhabennatürlichdasBedürfnis ,sich
aisguteKontrollerganezubeweisen.DasführtezuZuständen,die
manchmalfast schonkriminellenChærakterangenommenhaben .Die
Beamtensindbeschimpftundbedrohtworden.DieGeschäftsleutewiederumwurdenin der schikanösestenFormbehandelt .Ich willnur
einBeispielanführen.IneinemJasshautindemachtKellner
beschäftigtsind ,fehlte bei der Revisionein Bon .Daskann ,leicht
vorkommen,wennmanbedankt ,dassin derKücheüberjedeSpeise
undüberjedesGetränkeinBonabgegebenwerdenmuss.DaderBon
fehltedrohtedemGastwirtdieAnzeige.EinigeTageschwebteder
Mannin der grössten Auregung .Schliesslich wurdeaber dochdann
derBongefunden .Fürdie Geschäftsleuteist es auchsehrverant-¬
wortungsvoll,wennsie durchvollefünfJahrealleRechnungsbelege
aufhebenmüssen.DaskanneinemGeschäftsmannin diegrössteSorge
versetzen .DieMöglichkeiteiner Abfindung ,die auf unserenWunsch
in dasGesetzaufgenommenwurdekanndieseZuständebeseitigenoder
dochmildern.DerGeschäftsmannhateinebestimmteSummezuzahlen

underhatdannseineRuhe.EsistauchdieMöglichkeitgegeben,dass
maneineganze,ineinerGenossenschaftvereinigteGruppeabfindet.
Dasist schoneine schwierigereSache ,aberauchvondieserMöge
lichkeit wirdwarscheinlichGebracuhgemachtwerden .UnsererAnregung
ist esauchzulanken,dassindasDritteldersteuerpflichtigenBe¬
triebeeinundderselbenBrancheauchdieBetriebeeingerechnetwer¬
den die vonvorhehereinden höchstenSteuersatz von15 Prozentunter¬

aufgenom¬liegen . UeberunsereAnregungist auchdieBestimmung
menworden ,dasdie Strafsanktionenerst vomZeitpunktd erAusser-¬im Gesetz festgelegte

achtlassungder Vorschriftenwirksamwerden .Die/AbstufungderStau
ersätzegiht die Möglichkeit ,bei der Vorschreibungder Steuernsich

mehrandie wirklichgegebenenVerhältnisseanzupassen ;das
bedeutetetwaswenigerals bisher ,In derFraxiswirdes sichzeigen,
obvondieserBestimmungsinngemässGebrauchgemachtwird .Schliess-¬
lichhaltenwires nochfüreinenErfolgderMinierheit ,dasseine
BemassungderAbgabevorgenommenwersenkann,auchdann,wenndieheuteschemrechtskräftigeingereihtsind .Esist unseremWunschenicht
ganzentsprochenworden.Wirhättenesliebengesehen,dassdieNeu¬

bemessungautomatischerfolgt,währenddie"eubemessungaufdieFälle
eingeschränktwird ,indenenderSteuerträgerdarinansucht

WasunsindemGesetzenichtgefällf ,ist dasfreiErmes-¬
sen .DasfreieErmessenisteineSahhe,diefürjeden,derdemokra-¬
tischfühlt ,einensehrbüsenBeigeschmakhat .DiesesfreiErmessen
ist infrüherenJahreneinmalderGegenstandeinerleidenschaftlichen
Agidationgewesen,damals,alsineinemniederösterreichischenLeh-¬
rergesetzevondemfreienErmessendieRedewar ,diesesLehrergesetz
ist damelsfurchtbarangegriffenworden .Jahrehindurchtobtedarum
einleidenschaftlicherKampf.AlsichinamtlicherStellungindie
Lagegekommenbin ,eineAenderungdiesesLeherergesetzesherbeizufüh¬
ren ,habeichdiesesfreieErmessengestrichelt.Ichhabedahereine
moralischeBerechtigung,denKampggegendasfreieErmessenzuführen.
BeidemgenanntenLehrergesetzgingdasfreieErmessenabernochvon
einerfrei gewähltenInstitutionausundderBürk »hatteschliess¬
lich,insbesondereamWahltagdieMöglichkeit,gegendenTrägerdes
freienErmessensStellungzuhhemen.BeiderNahrungs-undGenuss-¬
mittelabgabeistdasfreieErmessenabereinerbürokratisnenInsti-¬
tutionüberantwortet,gegenüberdersichderBürgernichtzurWehr
setzenkann.WeilandiesemFreienErmessenfestgehaltenwird,kann
unsauchdiesesGesetznichtgefallen,sibstdannnicht,wennSievornehmenwürden,alsesdienochweitergehendeVerbesserungensind,dieSieaufunserenVorschlagdiesmalaufgenommenhaben, Wirmüs-¬
senerklären,dasswirverpflichtetsind,auchjetztwiederdieFor-¬
derungaufzustellen,dassdasfreieErmessenverschwindet.Ichkann
auch. nureindringlichfeststellen,dasslesanderZeitist ,dassge¬aus der InflationszeitradediesesGesetz/mitKusnahmejenerTeile,diewirklichenLuxus
treffen,mitdengeordnetenfinanziellenVerhältnissenderGemeindeinEinklangbringt,dassmandiesesInflationsgesetzdenübrigenEr¬
scheinungenderInflationszeitnachwirft.(LebhafterBeifall).. R.Zimmerl(chr. soz)erklärt,dassauchdieHandhabung
dieserAbgabengesetze,wiedieEntscheidungdesVerwaltungsgerichts¬
hofesbewiesenhatnichtvondenForderungendesRechtes,sondernvom
WillenderMehrheitdiktiertsei .AusdenWortendesFinnazreferenten
anlässlichderEinführungdieserAbgabeimJahre1920aus
VersammlungsredenundBroschürenderMehrheifgehthervor,dassdiese
AbgabeseinerzeitwirklichnurdenLuxus,SchieberlokaleundNacht-¬
lokaletreffenwollte,washalbSeinerzeitauchdiechristlichsozialegestimmthat, In derheutigenÄusdehnung
Minoritätfür diesAbgabeundunterdenheutegegebenenwirtschaftlichenVerhältnissenwerdenaber
besondersdiebrotloswerdendenAngestelltensovielerBetriebebe-¬
troffen .DieSchieberlokalesind verschwunden ,der Umsatzinden
wenigennochbestehendenLuxuslokalenist zurückgegangenundtrotz¬
demsteigt das Erträgnis der Abgabbvon Jahr zu Jahr ,einBeweis ,

riebebetroffensind ,die mitLuxusdass heute vonderAb
nichtszutunhaben .Erbeantragtdaher ,dassnurLokale ,diesich
beträchtlich von anderen Unternehmungenabhebenals
Luxuslokalebehandeltwerdendürfen .Dasfrei Ermessenmussausdem
Gesetzeverschwinden,dennnachdiesemfreienErmessenmüssenheute
alleLeutezahlen ,vondenendieMehrheitGeldeinhebenwill .Darin
liegtdasganzeGeniedesStadtratesBreitner.Buschenschänkenund
HeurigenschänkensindeinevonBildeWiensuntrennbareSpeziali .
tätdieserStadt ,diemanauchbeioffiziellenAnlässendenFremden
zeigt die aber keineswegsLuxuskokalesind .AuchderBegriff „Ver-¬
anstaltung "ist wielzuweitaufgefasst ,Veranstaltungkannnuretwas
vorberRewolltss,etwasVorbereitstesseineWennaberheuteineinem
kleinenGasthauseeinpaarFreundenderGesprächsstoffausgentund
einersetztsichzumKlavier,wennnacheinerGesangvereinsprobe



Fünfter
nocheinQuartettgesungenwird ,sogilt diesals Veranstaltung ,und

ich zwei Gesetze ,das Gesetz über die Lustbarkeitsabgabeunddas
Gesetz über die Nahrungs - undGenussmittelabgabesinddamitübertreten .
Rednerbittet denStadtratBreitner ,diesePraxisdesMagistrateszu
überprüfene( Beifall ) .

- ReHuber( chr .soz . )bemängelteinleitend,dassdenGe-¬
nossenschaftenzur Erstattungihrer Gutachtennur48StundenZeit
ge ben wurde ,weshalb diese Genossenschaften ein Gutachten über - ¬
haupt ablehnen müssen .Er bringt dann Beispiele aus seinerPraxis
als Mitglied der Berufungskommission ,welche MerkmaledemMagistrate
schonzur Einreihungunter die Nahrungs - undGenussmittelabgabege¬

nügen .DieLagein einerHaupsstrassemitstarkemTramwayverkhhr,ein
grössererGetränkeumsatzanAusflügleranSonntagendie Nöheeines
Friedhofes ,die Näheeiner Heurigenschänke-die nebenbeis leViertel¬
jahr demBesitzer wechselt -die Näheeines Markteswerdenschon
als bevorzugteLagegewertet .EinreingehaltenesLokal ,dasVorhan¬
denseinvonHolzlampriseineAusstaltungin Naturholz ,einBlumen-¬
stöckerl oder ein Spiegel ,Deckenbeleuchtung ,eine tapezierteWand,
eineschönereMalerei,SinnsprücheandenWänden,Marmortischein
einemKaffeehaus-wogibt es in WiennochKaffeehäusermithölzernen
Tischen?- einBilliardgeltenalsKennzeichendesLuxus,Dagegen

wurdewieder der Gärtner Ramharter in Ottakring ,der seit vielen Jahre
in seinemGärtnerhäuscheneineWeinschankbetreibt ,ebenfallsunter
dieLuxusbetriebeeingereiht,weilindemebenerdigenkleinenLokale
nurrohgezimmerteMöbel,rohgezimmerteTischeundnureinePetrole¬
umlampevorhandensind ,die in diesemFalle wiedervomMagistrate
alsinihrenPrimitivitätcharakteristischfüreineHeurigenschank
erklärtwurden.SogardieLuftwirdschonbesteuert ,dennauchdas
VorhandenseineinesVorgartensbei einemkleinenVorstadtgasthaue
genügtzur Einreihungin die Abgabepflicht .Hierligt eineindirekte
Besteuerungder kleinenKonsumentenvor ,vondernurder Lumpbe¬
wahrtbleibt ,der amSamstagin irgendeinemschmutzigenkleinen
Kaffeehausfür Schnapsmehrausgibt ,als dieZechevon25Gästenin
einem besseren Kaffeehaus ausmacht .Gerade diese Zeche aberwäre
einLuxus ,dervomGesetzegetroffenwerdensollte .Rednererklärt
gegen die Vorlage zu stimmen .( Beifall ) .

. R.Körber( chr . soz . )nimmtdagegenStellung ,dass
StadtratBreitnerin einer ö fentlichenVersammlungdie Frageauf-¬
geworfenhabe ,ob die 34 Zuckerbäcker ,die nach/bekanntenEntscheidung
desVerwaltungsgerichtshofesvonderSteuerzahlungbefreitwurden,

ihrenKundendieerspartenSteuerbeträgeschonzurückgezahlthätten.
DadieseZuckerbäckerwederinderLagewarendieAbgabeaufdie
Kundenzuüberwälzen,nochin derLagewären ,andieseKundeneine
Rückzahlungzuleisten ,seieinesolcheFragenahezualseineVer¬
leumgungdieserGeschäftsleutezubezeichnen.DieGemeindeWienkönnte
auf diese Abgabenverzichten ,wennsle ihre Unternehmungenbesser
ausnützenwürde,indeneneinegrosseZahlvonBetriebsrätenbezahlt
wird ,ohnedassdiesefürdasUnternehmenetwasleisten .Hierkönnte
derErtragderUnternehmungenohneTariferhöhungengesteigertwerden.
UnterLuegerhat mandamitgerechnet ,dass wenigstensdiecharitati¬
venBedürfnissederGemeindeWienausdenUnternehmungengedeckt
werden,AuchdieserRednererklärt ,gegendieVorlagezustimmen.
(Beifall ) .. R.Haider(chr.soz.)sagt,dassStadtratBreitnermitdie
semAbgabeneineindirekteBesteuerungdergesamtenarbeitendenBe¬
völkerunggeschaffenhabe ,underinnertandieZeit,dadieSozial¬
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demokratendie Ahschaffungaller indirekten Steuernals eineGeneral-¬
forderung des Marxismusverkündeten .Die neue Gesetzesvorlagewerde
es in Zukunft möglich machen ,jeden kleinen Wirt ,jeden Ereisler
anderPeripheriederStadtals abgaberflichtigeinzureihen.

Wirmüssenverlangen ,dass nur solcheBetriebeeingereihtwerden,
bei denenmindestenszwei Merkmalefür die Besteuerungzutreffen .
DamitdieserSteuervieleArbeiterundAngestelltegetroffenwerden,
ja direktbrotlosgemachtwerden ,könnenwirnichtdafürstimmen.

(Beifall )
=R.Preyer( chr . spz. )erklärt ,dassdiesedGesetzdiege¬

samteBevölkerungtreffe .Esist eineindirekteSteuerunddagegen
hat sich die Sozialdemokratieimmergewendet .Jetzt auf einmalist
die Steuer moralisch .DasCesetz besteuertwirklicheLebensnotwendig-¬

24 Betriebe eingereiht ,obwohlkeitenrInOttakringsind
es ein reiner Arbeiterbetirk ist Es gehörendort höchstens6Betrie -¬

beindieAbgabepflicht,WirhabenvielejungeEheleleure,dieinfol-¬gederWohnungsnotgezwungensind ,in dasGasthauszugehen .Dort
müssendie die Abgabeentrichtem .Auchdie AngestelltemimGastge¬
werbeleidenunterdieserAbgabe.SiehabenbereitsdieTheaterund
Bildungsanstaltenzugrundegerichtetundwollenjetzt auchnochdas
Gastgewerbeschädigen . Schliesslichwerdensich auchnochdieAnge¬
stellten imGastgewerbegegendiese fiskalische Finanzpolitikauf - ¬

lehnen.Gegehwärtigaindnichtwenigerals3,799ArbeitsloseimGast¬
gewerbe .Durchdie AusdehnungderAbgabepflichtwirddieseZahlnoch
gröserwerden.WirkönnendaherdemGesetznichtzustimmen.(Beigall)

. R.Merbaul( chrasoz . )bezeichnetes als eineSchande,
dassinMargaretenfüreinGasthaus,dieseAbgabeentrichtetwerden
muss ,in demfast ur Arbeitsloseverkehren .Eswirdalso dasStück¬

erms : n Breitnerbesteuert .LokaleinSeiten¬chenWurstdie
gassenunterlgleichfallsderAbgabepflicht.InMargaretensind
gewönlicheGreislereingereihtworden.DerWienerwillauchhieund
dasichunterhalten,wenndiesbeiMusikgeschieht,mussgleichdie
Abgabe bezahlt werden .G .R .Erbah(chr. spz. )erklärt ,dassvomgewerblichen
Standpunktausbetrachtet ,die FinanzführungdesWienerRathauses
geradezuals toll betrachtetwerdenmuss ;sie richtet denWienerGe- ¬
werbestand zugrunde .Es herrscht ohnedies eine volkswirtschtschaftlich

Stagnation ,unter der besondersdie GasthäuserundKaffeehäuserlei - ¬

den .ImneutenBezirksindLokale ,die nurvonStudentenundjungen
Arbeiternbesuchtwerden,weilaberdortGitarregespieltward,muss
die Abgabeentrichtet werden .Dasist nur eine Schikanierungder
Bevölkerung.MankannvordieserverunglücktenFinanzpolitiknur
warnen;sie ruiniertdasObjektundwirkönnenniemalsfüreine
solche den WienerGewerbe - undHandelsstandbedrückendeFinanzpoli -¬
tik stimmen.(Beifall )

DtadtratBreitnererwiedert ,dassdieAbgabekeineInflationss
steuersei ,sonderndieseAbgabewerdesich imRahmenderWienerFi¬
nazpolitik immerbehaupten .Es ist keine so arge Härte ,wennmandie
Menschenbesteuert ,dieGaststättenundKonditoreienbesuchen,als
wennetwa wieder die Besteuerung des Wohnungsaufwandes ,dieVerzeh¬
rungsteuerunddie Steuerauf die städtischenMonopoleeingeführt
werdenwürde.WirstehenaufdemStandpunkt,dassdieMenschen,die
Buschenschenkenaufsuchen ,aucheinekleineAbgabeleistenkönnen.
Es handelt sich hier auch nicht umane Demonstrationgegendie



Sechster
EntscheidungdesVerwaltungsgerichtshofes .ImGegenteil.Wiranerken¬
nendieSituation ,diedurchdieseEntscheidunggeschaffenwordenist
und ziehen daraus die Konsequenzen .Freilich wäre es viel einfacher ,
dasswirso wiees die Handelskammervorgeschlagenhat ,einerErhö¬
hung der Warenumsatzsteuer zugestimmt haben .Aber über diese Steuer
regt sichniemandauf ,obwohlsie beimBrotalleinachtFrozentbe-¬
trägt ,wennaber die GemeindevoneinemZuckerbächerfünf Prozentver - ¬
langt, WirdeingrossesGeschreierhoben.Eshandelt sichbeiderNah¬
rungs - undGenussmittelabgabeumeinedirekteSteuer ,daniemandge¬
zwungenwerden kann ,in das abgabepflichtige Lokal zu gehen ;er hat ime
mer von drei Lokalen zwei abgabefreie zur Verfügung .Ich bitte denAb- ¬
änderungdesGesetzeszuzustimmen.(LebhafterBeifall)

DieVorlagewirdnunin erster undzweiterLesungmitden
Stimmender Mehrheit angenommenund die Anträge Zimmerlwerdenabge - ¬

lehnt .
PräsidentDr. Dannebergschliesstum10Uhr15Minuten

abendsdieSitzung .
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EinegrosseZahlvonGeschäftsstückenwirdohneWortmeldungerledigt.
SowirdderAnkaufvon1375StückAktienderWienerBaustoffeaktienge-¬
sellschaftbeschlossen,fennerwirdderMagistratermächtigtdemTrift¬
konsortiumanderSchwarzabisaufweiteresGeldbeträgebiszu50=000
SchillingzurVerfügungzustellen ;zudenKostenderArbeitslosenver -¬
sicherungwirdeineBetragvon820. 000Schillingbewilligt ;aufAntrag
desGemeinderatesGröbnerwirddemAnkaufeinerRealitätin derLiech-¬
tensteinstrassezugestimmt,genehmigt wirdauchdasUebereinkommenmit
der RavagwegenVerpachtungeines Teiles des Schulgebäudesin derJo¬
hannesgasseundeinesGrundstückesbeimWasserbehälterRosenhügelfür
die Errichtungeiner neuenSenderanlage ;dannwirddemAbschlusseiner
BrandschadenversicherungdesFuttermittelbetriebesamZentralviehmarkt
StMarxundderVerwendungderrestlichenGebarungsüberschüssedes
städtischenWirtschaftsamtesin derHöhevon1,361. 695' 86Schilling
zugestimmt ,sowieein/Zuschusskreditvon250. 000Schillingfür denAn-¬
kaufvonKlassenlektürezugestimmtAufAntragderGemeinderäteKopri-¬
vaPokornyundSuchanekwirdeineReihevonGrundankäufengenehmig

AngeommenwirdohneDebatteein AntragdesGemeinderatesMichalauf
denBaueiner WagenhalleimBahnhofErdbergder Strassenbahnenmit
einemErfordernisvon380 . 000Schilling ,ein Nachtragskreditvon10. 000
SchillingfürdenJauderLiniedurchdenCzartoryskipark ,einAntrag
desGemeinderatesRausnitzaufAufnahmeeinesBankkreditesvonsechs
MillionenSchillingfür dieAbraumarbeitenzurAufschliessungderTag-¬
bauein NeufeldundZillingdorfundein Zuschusskreditvon38. 643•53
SchillingfürneueMietinstallationen,einAntragdesGemeinderates
SchmidaufBewilligungeinesZuschusskreditesvon151. 000Schilling
fürdieAusgestaltungderstädtischenBäderunddieAnträgedesStadt
ratesSiegelaufStrassenherstellungenbeidenstädtischenWohnhaus-¬
bautenin derPasetti-Ley-undDurchlaufstrassemiteinemErfordernis
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von 205 . 000Schilling ,der weitere Ausbauder Versorgu wsgebiceder
WasserbehälterBreitensee und Steinhof mit einemKostenaufwandvon

1 ,070. 000Schilling,Zuschusskreditevonsinsgesamt688. 324' 24Schillir
für die HauptwerkstättedesLastkraftwagenbetriebes,der BauderGross-¬
garagein derRichthausenstrasseunddie RegelungdesDienstrechtes
derTuberkulosefürsorgerinnen ,dievonStadtratSpeiserbeantragtwird
DieErrichtungvonfünfzigStipendiender GemeindeWienfürStudenten
undStudentinnenderDehrerbildungskurseamPädagogischenInstitut
der Stadt Wien mit dem Jahresbetrag von je dreihundert Schilling wird
gleichfalls ohne Debatte auf Antrag des Stadtrates ProfessorTandler
genehmigt . Vonder Erbauungeines VersorgungshausesinFloridsdorf
wirdabgesehenundvonderfür diesenZweckin denVoranschlageinge¬
setzten einenMillionSchillingwirdein Betragvon600 . 000Schilling
zur Dekcungdes MehrerfordernissesbeimBauderKinderübernahmsstell
verwendet .DieAnträgedesGemeinderatesThalleraufBewilligungeinei
Subventionvon40 . 000Schillingfür die WienerHerbstmesseundvon
zweitausendSchillingfür die InternationalenHochschulkursewerden
ohneWortmedlungangenommenAufAntragdes GemeinderatesWeiglwird
einZuschusskreditvon24. 000Schillingals BeitragderGemeindefür
denPensionsaufwandderDonauregulierungskommissionbewilligt.

AufAntragdesGemeinderatesRausnitzwirdbe¬
schlossenfür die AnschaffungvonzwölftausendStückMotorzähdern
und35 . 000Elektrolytzählern2,150 . 000Schillingzubewilligen.
DieAusgestaltungdes PädagogischenInstitutes der Stadt Wienwird
gleichfalls ohneDehättegenehmigtundschliesslich werdenaufAn¬

trag des Stadtrates Professor Tandler die Ehrengaben derGemeinde
fürdiediamantenenHochzeitenmithundertSchillingfestgesetzt
undfür die UnterbringungkrankerPersonenin derVolksheilstätte
Grimmensteinein Zuschusskreditvon60 . 000Schillingbewilligt .
GeR .Hellmann( soz . - dem)berichtet ,dass demAnsuchender Wiener

UraniaumVerlängerungderam1 .Juli d .J .abgelaufenenFristfürden
Baubeginndes Zweighausesan der Mariahilferstrasse beim Gürtelauf
ein weiteresJahr keineFolgegegebenwerdensolleDieGemeindewird
aber ,da sich der ursprünglichin AussichtgenommenePlatzwagen
desandieserStelleanwasghendesVerkeresnichtmehralsgeeignet
erweist,derUraniaeinenanderen,fürihreZweckegünstiggelegenen
BauplatzzurVerfügungstellen .DieBaudirektionsoll imEinvernehmen
mitdereitungderUraniaeinensolchenPlatzermitteln .

. R.Erban(Christl .soz . )bemängeites ,dassman,wennschonderbis¬
her in AussichtgenommenePlatz nicht geeignet ist ,nicht vorherder
UraniaeinenanderenbestimmtenPlatzzurVerfügunggestellthat .
Manhätte auchsohonfrüher sehenkönnen ,dass der Platz nichtge- ¬
eignetsein wird . DielangwierigenVerhandlungenunddie Pläne ,diedie
Uraniaausgearbeitet hat,sind nunzunichte geworden .Schliesslichstellt
RednerdenRückverweisungsantrag,damitnochmit der Uraniaüber dieBei- ¬
stellung eines bestimmtenPlatzes verhandelt werdenkönne .( Beifall )

DerRückverweisungsantragwirdabgelehnt .



SiebenterBogen .
. R.Untermüller(chr.soz.)meint,dassmandieheutigenEinwände

gegendieses Projekt auch schonvor drei Jahren hätte vorbringenkönnen .
Er hofft ,dass sich die Gemeindeenrstlich bemühenwerde ,der Uraniaei¬
nenanderenPlatzzuzuweisen.(Beifall)

DerBerichterstatter betont in seinemSchlusswert ,dassder :
vorliegendeAntragsich keineswegsgegendie Uraniarichte ,vielmehrha¬
be die WienerPolizeisich erst in letzter Zeit gegendie Bauandieser
Stelle ausgeprochen.Fürdie ehesteBeistellungeinesPlatzes ,derden
WünschenderUraniamöglichstentspricht ,werdedieGemeindeSorgetra¬

gen .
DerAntragdesReferentenwirdangenemmen.
. . IserberichtetüberdieErweiterungundAusgestaltungses

Hartäckerparkesin Döbling .DieKostenbetragen36 . 000Schilling.
. . Kerner( chr .soz. )ersuchtvonderBepflanzungdesengver¬

bautenTeilesder Cottagegasseabzusehen ,weildurchdieseBepflanzung
die dort befindlichen Werkstätten von Kleingewerbetreibendenverfin¬
stert werdenwürden.

DerBerichterstatterversprichtdieseAnregungderzuständi¬
genAbteilungdesMagistratzur Renntniszubringen.

DerAntragwirdangenommen.
BeidemBerichtdesGemeinderatesRausnitzüberdieAnschaffung

von12. 000Motorzählernund35. 000Elektrolytzählern,verwhrtsichGe-¬
ReferatmeinderatSchelz(chr. soz. )dagegen,dassdieses nichtin denzu¬

ständigenGemeinderatsausschussgekommensei ,währendviel kleinereVer-¬
lagendortberatenwerden.DietechnischeBeschaffenheitderElektrolyt¬
zähler ist übrigensmangelhaft .Leiderwirdauchein Teil der Zählerim
Auslandgemacht .DieneuenZählerwerdenbereits probeweiseverwenlet
undes wäreangezeigt ,einenBerichtdarüberzubekommen,wiesichdiese
Zählerbewährthaben.

Der Berichterstatter teilt mit ,dass die Vorlagenicht in denAus¬
schussgekommenist ,weildieVerhandlungenmitdenFirmensolange
gedauerthaben .DieElektrolytzählerhabensichdurchwegsbewährt.Die
Bestellung der inländischen Motorzähler hätte einen Mehraufwandvon
einer MillionSchillingverursacht.

DerAntragwirdnunangenommen.
StadtratSpeiserreferiertüberdieAenderungderDienstordnung

für dieBedienstetenderFeuerwehr.
. - Doppler( chr .soz . )erklärt ,dass es sich nicht umunbedeutende

Aenderungenhandeltundstellt mehrereAbänderungsanträge.Erwünscht
insbesonderedenAusbauderPersonalvertretung .DieAbänderungsanträgesind ,wieRednermeint ,äusserstnotwendig,waigeradedieletztenPerso¬
nalvertretungswahlenbewiesen.BeidiesenWahlenistmitunerhörtemDere
rorismus ,PflichtverletzungundAmtsmissbrauchgegendiechristlicheGe¬
werkschaftvorgegangenworden .DerRednerwirft auchdemPranddirektor
MissbrauchseinerStellungvor ,ebensodemObmanndesBetriebsrates.Ins-¬
besonderewurdebeiderVerteilungderStimmzettelungeheuerlicherMiß-¬
brauchgetrieben. RednerverlangteineUntersuchungdieserVorgänge,die
durchBelegeerhärtetwerdenkönnen.

DerReferenterwidert ,dassdieAnwürfegegendenBranddirektorund
andereAmtspersonenauffalschenGrundlagenberuhen.DerBranddirektor
undauchdie anderenhabenstets korrektgehandelt.

DieVorlagewirdunverändertangenommenunddieAbänderungsanträge
abgelehnt.



CHTERBOGEN

GemeinderatChållerberichtetübereineSubventionvon26. 000S
für denVerbandderBlindenvereineOesterreichs.

GemeinderatMerbaul( chr . soz . )wünscht einen Befichtüber
dieVerteilungdesErgebnissesderBlindensammeltage.Erbemängeltdie
Geschaftsführungdes Verbandsdirektors ,eines Schwagersdes Abg .Deutsch,
weildieserdurchschlechteMaterialankäufefür dieBlindenwerkstätten
denVerbandesdiesengeschädigthabe .DerSchadenseiaufmangelnde
SachkenntnisdesDirektorszurückzuführen.

NachdemSchlusswortedesBerichterstatterswirdderGewährung
Subwentionzugestimmt.

DannkommteinDringlichkeitsantragderGemeinderäteLehningerund
Genossen( christl . - soz . )zur Verhandlung ,in demder Bürgermeisterauf - ¬
gefordertwird ,diegeeignetenSchritteeinzuleiten ,damitdieVerletzung
der Wahlordnung ,die bei der Fersonalvertretungswahl amStrasenban¬

abgestellt Lehningerbe¬wird . . R.hofBreitenseeerfolgtist ,
gründetdenDringlichkeit .

wasbeidenDieDringlichkeitwirdnichtanerkannt,
ChristlichsozialengrosseLärmszenenhervorruft,DerBürgermeisterbe¬
merkt ,dass es sich im vorliegendem Falle um eine verschie deneInterpre¬

tationderBestimmungenhandelt.
Damitist die Tagesordnungerledigt .
Der Gemeinderatgibt dammnoch die Zustimmung ,dasswährend

der nunfolgendenGemeinderatsferiendie dringendenGeschäftsstückege¬
ge n die nachträglicheGenehmigungdurchdenemeinderatvomStadtsenat
erledigtwerdene

MitGlückwünschenandenGemeinderatschliesstderBürger¬
meisterum12UhrnachtsdieSitzung.

Soseae
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